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Leitlinien der Bürger/innenbeteiligung
entwickeln und etablieren.
Das Beispiel des Leipziger Trialogs

Prof. Dr. Helmut Klages
Deutsches Forschungsinstitut für öffentliche Verwaltung Speyer

Ralph Keppler
Stadt Leipzig, Referat Medien, Kommunikation und Stadtbüro
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Mißtrauen der 
Bürger/innen

Mißtrauen der 
Entscheider
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Der will doch 
eigentlich  gar 
nicht 
wirklich…!!

Der will doch 
eigentlich gar
nicht 
wirklich…!!
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Konzeptent-
wicklung
Bürgerbetei-
ligung

Praktische 
Umsetzung

Bürger/Innen
finden Gehör

Aufbau 
von 
Vertrauen

Information 
von Rat und 
Verwaltung
über 
Bedürfnisse/Er
wartungen/Be
wertungen der 
Bürger/Innen

Früherkennung 
(Chancen/Potenziale/
Schwächen/ Risiken)

Planungssicherheit, 
erleichterte 
Aufgabenwahrnehmung

Effektivität der 
Bedürfniserfüllung;
Qualitätssicherung

Legitimitätsge-
winn für Politik 
und 
Verwaltung, 
Akzeptanz von 
Maßnahmen

„Doppelte Wirkung“ der 
Bürgerbeteiligung als Erfolgsbedingung Selbstverständ-

nis als 
„Bürger“, 
Identifikation 
mit dem 
Gemeinwesen

Klages®

Aufbau von 
Zufriedenheit
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5 Kern-Leitsätze
• Es muss ein glaubwürdiges Angebot an die 

Bürger/innen geben, ihre Meinungen, Wünsche und 
Vorschläge verlässlich in die kommunalen 
Entscheidungsprozesse einbringen zu können!

• Voraussetzung hierfür: Die BB muss mehrstufig sein! 
• BB muss aber auf den einzelnen Stufen Leistungen 

erbringen können, die den jeweiligen Anforderungen 
entsprechen!

• Die jeweils „passenden“ Methoden der BB müssen 
Verwendung finden! (Gezielter Einsatz des 
„Instrumentenkoffers“!)

• Es bedarf einer Rahmenordnung mit Satzungsrang 
als institutionalisierter Verbindlichkeitsgrundlage!
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Startphase A

Startphase B

Erarbeitung von Varianten, 
Priorisierung

Entscheidung  innerhalb 
Verwaltung / Politik

Realisierungsphase

Kreative Erkennung künftiger Chancen

Zielfestlegung, Bedarfsanalyse, Bewertung von 
Bedarfsalternativen 

Entwicklung u.Bewertung alternativer Lösungen 
als Vorentwurf,  Herausarbeitung einer 
Vorzugsvariante

Konkretisierung der VorzugsvarianteEntwurfsphase

Adminstrative und politische
Entscheidungsfindung

Umsetzung

Standardschema des  Planungs- und Entscheidungsprozesses
Phasenspezifische Aufgaben

Vorüberlegungen Abklärung v. Rahmenbedingungen
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Startphase A

Startphase B

Erarbeitung von Varianten, 
Priorisierung

Entscheidung  innerhalb 
Verwaltung / Politik

Realisierungsphase

Zukunftswerkstatt / Perspektivenwerkstatt

Bürgerpanel

wenig Anlass zur Bürgerbeteiligung

Entwurfsphase Planungszelle

Vorlage DB wird zum Beteiligungsinstrument
Im Fall substanzieller Abweichungen:
Rückinfo der Beteiligten z.B. über lokale Medien

Projektgruppe

Standardschema des Planungs- und Entscheidungsprozesses
“passende” Methoden/Instrumente (Auswahl)

Stufe 1: Planungszelle (abgespeckte Version)
Stufe 2: Bürgerpanel (Fortsetzung)
Stufe 3: bei Nichtübereinstimmungen:

Mediation / Community Organising

Vorüberlegungen
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Praktisches Beispiel und Ausgangslage

Beispiel:

Bürgerbeteiligung bei der Straßen- und 
Fußwegsanierung im Wohngebiet

Ausgangslage: Der schlechte bauliche Zustand einer 
Wohngebietsstraße erfordert deren Sanierung. Dabei ist es 
möglich Straßen- und Fußwegbereich neu zu gestalten.
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Phase 1

Zum Start des Projektes Straßensanierung wird durch die Verwaltung folgendes 
untersucht:

– Bedarfsfeststellung (wie wichtig Grün im Verkehrsraum, welche Gewichtung hat 
der Fußgängerraum, ist Fahrradfahren von Bedeutung, etc.).

– Wie umfassen soll die Sanierung, bzw. der Ausbau der Straße sein (lediglich 
Wiederherstellung im alten Zustand oder weitergehender Ausbau).

Bei der Bürgerbeteiligung zur Aufgabenstellung muss diese folgende Leistungskriterien 
erfüllen:

– Bewertung des Bedarfs und der Varianten durch die betroffenen BürgerInnen.

– Repräsentativer Querschnitt der BürgerInnen.

– Herstellung von Transparenz zu Übereinstimmungen / 
Unterschieden / konflikthaltigen Widersprüchen zwischen Teilgruppen.

Diese Kriterien erfüllt als Beteiligungsinstrument das Bürgerpanel.
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Phase 2

Vorüberlegungen zu den fachlichen Rahmenbedingungen des Projektes.

Das heißt:

– der finanzielle und rechtliche Rahmen,

– die zeitlichen Planungsprämissen,

– übergeordnete Planungskonzepte: Vorgaben der Verkehrsplanung.

Bürgerbeteiligung ist hier kein Schwerpunkt
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Phase 3

Erarbeitung und Bewertung von zielführenden Lösungsvarianten:

– Erarbeitung der Vorentwürfe
(z. B.: Straße mit neu gestalteter Baumreihe / Ausbau eines 
Fahrradweges und Gestaltung des Fußweges),

– Bewertung der Vorentwürfe,

– Herausarbeitung einer Vorzugsvariante.



12DEUTSCHES FORSCHUNGSINSTITUT FÜR ÖFFENTLICHE VERWALTUNG SPEYER 26.09.2009Stadt Leipzig  -

Phase 3

Die Bürgerbeteiligung muss daher schrittweise folgende Leistungskriterien 
erfüllen. 

Dementsprechend sind unterschiedliche Instrumente anzuwenden:

– Mitwirkung der BürgerInnen zur Erarbeitung der verschiedenen 
Straßenentwürfe: Planungszelle in einer „abgespeckten“ Version.

– Mitwirkung der BürgerInnen bei der Bewertung der verschiedenen 
Vorentwürfe unter Beachtung der Repräsentativität: Bürgerpanel.

– Abgleich und Mediation von Nichtübereinstimmungen zwischen 
Teilgruppen der Bürger, bzw. Politik und Verwaltung 
(Konfliktmanagement): Bürgerforen / Community Organizing / 
Mediationsverfahren.
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Phase 4

Entwurfserarbeitung (der Vorentwurf wird ausformuliert):

– Erstellung des Entwurfs der Straße auf Grundlage der Vorzugsvariante.

– Kostenplanung.

– Zeitschiene zur Planung und Realisierung.

Bürgerbeteiligung folgt in dieser Phase dem 
Leistungskriterium der sachkundigen Behandlung konkreter Fachfragen.
Dieses Kriterium erfüllt beispielsweise als Beteiligungsinstrument die 
Planungszelle in einer „abgespeckten“ Version.
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Phase 5

Verwaltungsentscheidung zur Planung und Bau der Straße
in der DB OBM.

(Erläuterung: Aufgrund des benötigten Finanzvolumens zum Straßenbau 
bedarf es keiner Einbindung eines Fachausschusses oder des Stadtrates. 
In der DB OBM wird die abschließende Entscheidung getroffen.)

– Mitzeichnung der betoffenen Dezernate.

– Entscheidungsgrundlage ist der ausgearbeitete Entwurf.



15DEUTSCHES FORSCHUNGSINSTITUT FÜR ÖFFENTLICHE VERWALTUNG SPEYER 26.09.2009Stadt Leipzig  -

Phase 5

Bürgerbeteiligung fließt in die Entscheidung der DB OBM ein, indem

– die Information zu den Bürgerbeteiligungsschritten,

– die Information zu den beteiligten Akteuren (aus Bürgerschaft und 
Politik),

– die Information zu den Ergebnissen der Bürgerbeteiligung

Gegenstand der Vorlage DB OBM werden: die Vorlage selbst wird hier zum 
Beteiligungsinstrument.
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Phase 5

Im Falle der substanziellen Abweichung zur Vorzugsvariante bei der  
Entscheidung der DB OBM:

– Rückinformation der Beteiligten zu den Abwägungsargumenten und der 
Begründung zur abweichenden Entscheidung.

– Als Beteiligungsinstrument kommen hier die lokalen Medien in Betracht.
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Der Leipziger Weg
Phase I: Start und Erprobung

1998: Bürgerbeteiligung und Bürgerengagement wird mit Amtsantritt von 
OBM Wolfgang Tiefensee zur Chefsache.

Einrichtung des Stadtbüros am Marktplatz im Geschäftsbereiches des 
Oberbürgermeisters.

1999: Leipzig wird CIVITAS-Kommune innerhalb des Netzwerkes 
bürgerorientierter Kommunen Deutschlands und gewinnt im gleichnamigen 
Wettbewerb der Bertelsmann Stiftung den zweiten Preis.

1999 – 2002: Projekterprobungsphase mit folgenden Merkmalen:

– Trialog: Bürgerschaft, Politik und Verwaltung,

– Stadtratsbeschlüsse,

– Städteaustausch und fachlich, wissenschaftliche Unterstützung.
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Der Leipziger Weg
Phase II: fachliche und organisatorische Grundlagen

2002 – 2007: Lokale Demokratiebilanz Leipzig:

– Fachliche Grundlage: „Statusreport Lokale Demokratiebilanz Leipzig“
(umfassende Bestandserhebung mit Verbesserungszielen und Projekten 
zur Stärkung der Bürgerbeteiligung und des bürgerschaftlichen 
Engagements).

– Organisatorische Grundlage: Arbeitskreis Lokale Demokratiebilanz im 
Trialog aus Bürgerschaft, Politik und Verwaltung.
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Der Leipziger Weg
Phase III: Institutionalisierung und Verstetigung

Januar 2008: Führungskräfteklausur des OBM:

Auftrag des OBM an das Stadtbüro, einen „Instrumentenkoffer“ zur 
Bürgerbeteiligung zu entwickeln.

Mai 2008: Gründung der Arbeitsgruppe „Instrumentenkoffer“ aus dem Forum 
Bürgerstadt Leipzig (in direkter Nachfolge des Arbeitskreises Lokale 
Demokratiebilanz) mit Vertretern

der engagierten Bürgerschaft,
mehrerer Fraktionen des Stadtrates,
der Verwaltung,
der Wissenschaft (Herrn Prof. Dr. Klages).

Fortlaufende Arbeitsgruppenworkshops zur Erarbeitung einer 
Rahmenordnung mit „Instrumentenkoffer“.

Kontinuierliche Anbindung des Forums Bürgerstadt Leipzig.
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Der Leipziger Weg
Phase III: Institutionalisierung und Verstetigung

Januar 2009: Führungskräfteklausur des OBM:

Konkretisierung des OBM-Auftrags: Rahmenordnung mit „Instrumentenkoffer“
und Prozessmanagement, die das Zusammenwirken von Bürgern und 
Verwaltung allgemeingültig regelt.

Juni 2009: begleitender Stadtratsbeschluss. 

August 2009: erster Amtsleiterworkshop.

Ausblick:

– Ende 2009: Zwischenschritt - Verfahrensvorschlag an den Stadtrat

zur Einbindung von Bürgerschaft und Politik,
zum Prozessmanagement mit den Ressourcen.

– Ende 2009: zweiter Amtsleiterworkshop

– Ende 2010: Stadtratsbeschluss zur Rahmenordnung.
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Vielen Dank für 
Ihre Aufmerksamkeit!
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Medien, Kommunikation und Stadtbüro


